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Integrationsstand und grundsätzliche Probleme

Die im Agrarbereich erfolgte Politikintegration, die mit dem Ausbau gemeinsa-
mer Marktorganisationen für die wichtigsten Erzeugnisse bereits Anfang der
70er Jahre weitgehend abgeschlossen war, mußte in dem Maße zu Schwierigkei-
ten führen, in dem vergleichbare Integrationsfortschritte in anderen Bereichen,
insbesondere in der Wirtschafts- und Währungspolitik, ausblieben. Angesichts
der in den einzelnen Ländern stark divergierenden Entwicklungen der allgemei-
nen Preissteigerungsraten hatte z.B. die Funktionsfähigkeit der gemeinsamen
Marktorganisationen nur durch ein immer komplizierter werdendes System dif-
ferenzierter Marktordnungspreise und Währungsausgleichsbeträge aufrecht er-
halten werden können. Da man die Preispolitik überwiegend in den Dienst der
landwirtschaftlichen Einkommenspolitik gestellt hatte, waren seit Beginn der
70er Jahre zunehmende Überschüsse aufgetreten, deren Verwertung den Euro-
päischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft (EAGFL)
mehr und mehr belastet hatte. Verschärft worden war die Situation, nachdem
sich der landwirtschaftliche Strukturwandel ab 1975 aufgrund des abgeschwäch-
ten Wirtschaftswachstums wesentlich langsamer vollzogen hatte als in vorange-
gangenen Jahren. Die Ausgaben der Abteilung Garantie des EAGFL, die seit
1975 um jährlich etwa 20 % gestiegen waren, hatten 1979 einen Umfang von um-
gerechnet 26,1 Mrd. DM (rd. 70 % des Gemeinschaftshaushalts) erreicht, vor al-
lem aufgrund der Ausgaben für den Milchmarkt, auf die allein 11,4 Mrd. DM
entfielen. Der über die Mehrwertsteuer zu finanzierende Teil des Gemein-
schaftshaushaltes hatte sich mit 0,79 % der Bemessungsgrundlage bereits stark
der Obergrenze von 1 % angenähert.

Akute Konflikte am Jahresanfang
Die agrarpolitische Diskussion war zum Jahresanfang außerdem durch eine Rei-
he akuter Konflikte belastet. Dazu gehören der zwischen dem Europäischen
Parlament und dem Rat entstandene Konflikt über die Feststellung des Haus-
halts 1980, die Forderung Großbritanniens nach einer Verminderung seines Net-
tobeitrages zum EAGFL und der zwischen Frankreich und Großbritannien aus-
gebrochene „Hammelkrieg".

Der Konflikt um die Feststellung des Haushalts 1980 war entstanden, nach-
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dem der Rat der Finanzminister bei der Aufstellung des Haushaltsentwurfs An-
sätze aus dem Vorentwurf der Kommission im Bereich der Regional- und Sozial-
politik gestrichen hatte1. Daraufhin hatte das Parlament die Garantieausgaben
für Milch um 560 Mio. Europäische Rechnungseinheiten (ERE) und die Beihil-
fen für Magermilchpulver zur Kälberfütterung um 100 Mio. ERE gekürzt. Die
eingesparten Mittel sollten für Zwecke der landwirtschaftlichen Strukturpolitik
in die Haushaltsreserve eingesetzt werden, über deren Verwendung das Parla-
ment - im Gegensatz zu den obligatorischen Marktordnungsausgaben - mit zu
entscheiden hat. Der geänderte Haushaltsentwurf wurde j edoch vom Rat der Fi-
nanzminister abgelehnt. Ein Kompromißvorschlag fand nicht die Zustimmung
des Parlaments, so daß das Jahr ohne einen verabschiedeten Haushalt begonnen
werden mußte. Die endgültige Feststellung des Haushalts erfolgte erst am 9. Juli
1980.

Großbritannien hatte im Verlauf des Jahres 1979 immer stärker auf Vermin-
derung seines Nettobeitrages zum EAGFL gedrängt. Es hatte bekanntlich 1973
bei seinem Beitritt das System der gemeinsamen Agrarmarktordnungen akzep-
tieren müssen, ohne daß man damals das volle Ausmaß der entstehenden finan-
ziellen Belastungen hätte übersehen können. Bis 1979 war der Nettobeitrag
Großbritanniens auf umgerechnet 2267 Mio. DM angestiegen, für 1980 wurden
4478 Mio. DM erwartet.

Zum Konflikt über die britischen Exporte von Schaffleisch nach Frankreich
war es im Herbst 1979 gekommen, nachdem Frankreich Einfuhren aus Großbri-
tannien gesperrt hatte. Diese Maßnahme basierte auf einer nationalen Markt-
ordnung Frankreichs, wonach die Einfuhren aus Drittländern und aus Großbri-
tannien ausgesetzt wurden, wenn die Inlandspreise unter ein bestimmtes Niveau
sanken. Die Kommission, die dieses Vorgehen für unvereinbar mit den Römi-
schen Verträgen hielt, hatte daraufhin Klage beim Europäischen Gerichtshof er-
hoben, der Frankreich am 25.9.1979 zur Aufhebung dieser vertragswidrigen
Maßnahmen verurteilt hatte. Die französische Regierung war diesem Urteil erst
nach langem Zögern durch Öffnung der Grenzen nachgekommen, hatte gleich-
zeitig aber die Einfuhren mit einer Abgabe belegt, was von der Kommission und
von Großbritannien als neue Vertragswidrigkeit angesehen wurde2.

Preisbeschlüsse für 1980/81

Bereits im November hatte die Kommission dem Europäischen Rat anläßlich
seiner Tagung in Dublin „Anpassungsvorschläge zur Begrenzung der strukturel-
len Agrarüberschüsse und der Ausgaben für die Landwirtschaft" übermittelt3.
Sie enthielten als strategische Ansatzpunkte vor allem die Beteiligung der Erzeu-
ger an Marktordnungsausgaben und eine Abschwächung des Interventionsme-
chanismus. Zur Eindämmung der Kostenexplosion auf dem Milchmarkt sollte —
zusätzlich zu einer aufgrund der Preisbeschlüsse des Vorjahres fällig werdenden
Erhöhung der Mitverantwortungsabgabe von 0,5 auf 1,5 % des Richtpreises -
eine Zusatzabgabe von etwa 3 % erhoben werden.
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Die Kommissionsvorschläge wurden später dem Rat der Landwirtschaftsmini-
ster in Form eines detaillierten Programms vorgelegt4. Sie sollten jährliche Ein-
sparungen der Garantieausgaben von 1 Mrd. ERE erbringen. Nachdem weder
im Europäischen Rat noch im Ministerrat eine Entscheidung darüber herbeige-
führt werden konnte, wurden sie Anfang Februar in geänderter Form offiziell
bekanntgegeben5. Danach sollten die in ERE ausgedrückten gemeinsamen
Marktordnungspreise um etwa 2,5 % angehoben werden. Zur Vermeidung wei-
terer Überschüsse auf dem Milchmarkt wurde eine den Kosten der Überschuß-
verwertung entsprechende „Superabgabe" vorgeschlagen, deren Höhe mit etwa
85 % des Richtpreises veranschlagt wurde und die auf alle über 99 % der Mengen
von 1979 hinausgehenden Milchanlieferungen erhoben werden sollte.

Mit ihren Preisvorschlägen setzte sich die Kommission über die ursprünglich
von ihr selbst entwickelte „objektive Methode" hinweg, die einen Preiserhö-
hungsbedarf von 7,9 % ergeben hatte, wenn die Einkommen in der Landwirt-
schaft im gleichen Verhältnis wie die außerlandwirtschaftlichen Einkommen
wachsen sollten. Es versteht sich fast von selbst, daß dieser Prozentsatz von den
EG-Ausschüssen der Bauernverbände (COPA) zur Forderung erhoben wurde.

In dem nun einsetzenden langwierigen und schwierigen Entscheidungsprozeß
spielte das Europäische Parlament keine sehr hilfreiche Rolle6. Keiner der vor-
gelegten Anträge, die zwischen Preissenkungen von 1,0 % (Barbara Castle) und
Preiserhöhungen von 7,9 % (Landwirtschaftsausschuß) variierten, erhielt die er-
forderliche Mehrheit, so daß sich das Parlament schließlich auf den Vorschlag
der italienischen Kommunistin Carla Barbarella einigte, zu empfehlen, die
Agrarpreise so festzusetzen, daß sie den Landwirten ein angemessenes Einkom-
men gewährleisteten7.

Obwohl der Rat der Agrarminister im März zweimal zusammentrat, kam es
zunächst zu keiner Einigung über die Kommissionsvorschläge, da von Frank-
reich die Forderung nach einer Schaffleischmarktordnung, von Großbritannien
die nach einer Reduzierung des britischen Beitrages in die Verhandlungen einge-
bracht worden war. Vor allem bei Schaffleisch verschärfte sich die Situation da-
durch, daß die Kommission am 13. März 1980 eine Klage beim Europäischen
Gerichtshof einreichte, verbunden mit dem Antrag, Frankreich durch eine einst-
weilige Anordnung zum Verzicht auf die Erhebung von Einfuhrabgaben zu ver-
anlassen. In seinem Urteil vom 28. März entschied der Gerichtshof, daß eine sol-
che einstweilige Anordnung nicht erforderlich sei, da Frankreich bereits auf-
grund des Urteils vom September 1979 gehalten sei, Verstöße gegen den Vertrag
unverzüglich abzustellen.

In der festgefahrenen Situation konnte auch der Europäische Rat auf seiner
Sitzung in Luxemburg Anfang Mai keine Einigung über das komplexe Verhand-
lungspaket (britischer Beitrag zum Gemeinschaftshaushalt, Agrarpreise für das
Wirtschaftsjahr 1980/81, Fischereipolitik, Schaffleisch-Marktordnung und Ener-
gieprobleme) erzielen. Der gesamte Komplex agrarpolitischer Fragen stand da-
mit erneut zur Beratung im Agrarministerrat an, verbunden mit der Ankündi-
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gung Frankreichs, notfalls im Alleingang seinen Bauern die für erforderlich ge-
haltenen Einkommensverbesserungen zu verschaffen8.

So unter Erfolgszwang stehend, gelang dem Agrarministerrat auf seiner Sit-
zung vom 28. bis 30. Mai schließlich eine Einigung, die im wesentlichen folgende
Punkte enthielt:
— Erhöhung der in ERE ausgedrückten gemeinsamen Marktordnungspreise

um durchschnittlich 4,9 % (4 % für Milch, 5,5 bis 7 % für die übrigen Erzeug-
nisse);

— Festsetzung einer Mitverantwortungsabgabe für Milch von 2 % des Richt-
preises (bzw. von 1,5 % für die ersten 60000 kg, die von Landwirten in be-
nachteiligten Gebieten angeliefert werden);

— Beibehaltung der bisherigen Regelung für Zucker für ein weiteres Jahr;
— Abbau der positiven Währungsausgleichsbeträge um einen Prozentpunkt in

der Bundesrepublik Deutschland und um 0,2 Prozentpunkte in den Benelux-
ländern;

— Gewährung einer Prämie für die Mutterkuhhaltung von 20 ERE je Kuh;
— Einführung einer gemeinsamen Marktorganisation für Schaffleisch.
Die aus diesen Preisbeschlüssen resultierende Mehrbelastung wurde für das
Wirtschaftsjahr 1980/81 auf 1 Mrd. ERE veranschlagte

Vergleicht man diese Preisbeschlüsse mit früheren Vorschlägen der Kommis-
sion, so fällt die wesentlich höhere durchschnittliche Steigerungsrate der Markt-
ordnungspreise auf. Außerdem ist eine Zurückhaltung bei der Mitverantwor-
tungsabgabe für Milch unverkennbar. Eine Sanierung des Milchmarktes konnte
von einer 2-prozentigen Abgabe ebensowenig erwartet werden wie von der ein-
geführten Prämie für Ammenkuhhaltung, zumal gleichzeitig beschlossen wurde,
die seit 1.7.1977 gewährte Nichtvermarktungsprämie am 15. September auslau-
fen zu lassen.

Parallel zu den Preisentscheidungen durch den Agrarministerrat wurde im
Außenministerrat über die künftigen Nettobeiträge Großbritanniens zum Ge-
meinschaftshaushalt verhandelt. Man einigte sich darauf, den britischen Beitrag
für 1980 von 1,784 Mio. ERE (4478 Mio. DM) auf 623 Mio. ERE (1564 Mio.
DM) herabzusetzen, für 1981 von 2,110 Mio. ERE (6371 Mio. DM) auf 783 Mio.
ERE (1965 Mio. DM)™.

Die berufsständischen Wünsche wurden durch die Preisbeschlüsse nicht be-
friedigt. Im September trat COPA mit alarmierenden Zahlen über die reale Ent-
wicklung der landwirtschaftlichen Einkommen an die Öffentlichkeit. Danach
wurde für 1980 eine durchschnittliche Verminderung der Realeinkommen um
10 % erwartet, für Irland von 25 % und für Dänemark sogar von 60 %n. Der zu-
nächst auftauchende Gedanke, während des laufenden Wirtschaftsjahres eine
Heraufsetzung der Marktordnungspreise zu fordern, wurde nicht weiter ver-
folgt, da die Chancen seiner Realisierbarkeit nur gering eingeschätzt wurden.
Stattdessen verlangte COPA in einer allgemeinen Stellungnahme zu der bevor-
stehenden Verhandlungsrunde für die Preise des Wirtschaftsjahres 1981/82 An-
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fang Dezember eine durchschnittliche Anhebung der EG-Marktordnungspreise
um mindestens 15,3 %, um die während des laufenden Wirtschaftsjahres einge-
tretenen Realeinkommensverluste auszugleichen.

Marktordnungen
Im Bereich der gemeinsamen Agrarmarktordnungen brachte das Jahr 1980 kei-
ne grundlegenden Änderungen.

Die im Rahmen des Preispaketes 1980/81 beschlossene gemeinsame Marktor-
ganisation für Schaffleisch unterscheidet sich von anderen durch eine Kombina-
tion verschiedener Instrumente. In jedem Jahr werden für fünf Großregionen
unterschiedliche Referenzpreise festgelegt. Sofern diese von den erwarteten
Marktpreisen unterschritten werden, wird die Differenz mit der Schaf-
fleischmenge der betreffenden Region im Vorjahr multipliziert und nach Divi-
sion durch die Zahl der gehaltenen Schafe als Beihilfe an die Erzeuger ausge-
zahlt. Für die eigentliche Marktregulierung wird ein Grundpreis festgelegt. Un-
terschreitet der Marktpreis 85 % des Grundpreises, so können entweder Inter-
ventionskäufe durchgeführt (Frankreich) oder Schlachtprämien in Höhe der
Differenz gewährt werden (Großbritannien). Zur Regelung des Außenhandels
wurde die Kommission beauftragt, Selbstbeschränkungsabkommen mit den
wichtigsten Exportländern auszuhandeln, in denen diesen ein Vorzugszoll von
10 % gegenüber dem im GATT (Allgemeines Zoll- und Handelsabkommen im
Rahmen der Vereinten Nationen) konsolidierten Zollsatz von 20 % angeboten
wurde. Nachdem mit den 12 wichtigsten Exportländern derartige Abkommen
(befristet bis 31.1.1984) abgeschlossen worden waren, konnte die Marktordnung
zum 20. Oktober 1980 in Kraft gesetzt werden.

Die für die übrigen Marktordnungen beschlossenen Änderungen betreffen
vorwiegend technische Maßnahmen. Zur Entlastung des EG-Weizenmarktes
wurde beschlossen, ab 1. Juni mit Hilfe einer sogenannten „Intervention B"
(Beihilfe zur privaten Lagerung) 1,15 Mio. t Backweizen vorübergehend aus
dem Markt zu nehmen. Auf dem Weinmarkt wurden zur Beseitigung weiterer
Überschüsse Mindestpreise (85 % der Orientierungspreise) eingeführt, zu de-
nen Wein für die Destillation angekauft wird. Darüber hinaus wurden Zuschüsse
für die Aufgabe von Rebflächen beschlossen.

Währungsausgleich
Im Bereich des Währungsausgleichs setzte sich die Entwicklung des Jahres 1979
fort, in dem die negativen Ausgleichssätze durch Abwertung der „grünen Paritä-
ten" erheblich abgebaut worden waren. Das britische Pfund und der französi-
sche Franc gewannen an Außenwert, wodurch die negativen Ausgleichssätze für
Großbritannien und Frankreich verschwanden.

Besonders dramatisch war die Entwicklung im Fall Großbritanniens. Nach-
dem Anfang des Jahres der negative Grenzausgleich für Getreide, Eier und Ge-
flügel noch 6,6 %, für die übrigen Produkte 3,9 % betragen hatte, wurde am Jah-
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resende ein positiver Satz von 12,1 % angewandt. Der negative Grenzausgleich
Frankreichs hatte Anfang des Jahres noch 3,7 % betragen, wurde jedoch zum 1.
April aufgehoben. Italien konnte seine negativen Ausgleichssätze (2,3 % für
Milch-, Rind- und Schweinefleisch, 7,8 % für die übrigen Produkte) im Mai auf-
heben, mußte sie im Juni jedoch wieder einführen; am Jahresende lagen sie bei
1 % (für Wein bei 6,3 %). In der Bundesrepublik wurde der positive Währungs-
ausgleich am 1. Juni um einen Prozentpunkt auf 8,8 % (9,8 % für Milch) abge-
baut, in den Beneluxländern um 0,2 Prozentpunkte auf 1,7 % (2,2 % für Milch).

Die vielfach begrüßte Wiederannäherung an ein gemeinsames Preisniveau
darf über die damit verbundene Problematik nicht hinwegtäuschen. Sie erfolgte
überwiegend durch Abbau des negativen Währungsausgleichs, mit der Konse-
quenz einer produktionsstimulierenden Erhöhung des durchschnittlichen
Agrarpreisniveaus. Nachdem die Preiserhöhungsspielräume der abwertenden
Länder ausgeschöpft sind, dürfte in Zukunft ein stärkerer Druck auf eine gene-
relle Erhöhung des Preisniveaus entstehen.

AgrarStrukturpolitik

Auf dem Gebiet der Agrarstrukturpolitik erbrachte das Jahr 1980 keine ent-
scheidenden Änderungen. Nach der Verabschiedung der Strukturrichtlinien von
197212 und der Bergbauernrichtlinie von 197513 hatte die Kommission im Dezem-
ber 1977 im Rahmen ihrer „Leitlinien für die Entwicklung der Mittelmeergebie-
te der Gemeinschaft nebst Maßnahmen für die Landwirtschaft" sowie ihres Vor-
schlags für eine „Richtlinie bezüglich des Programms zur Beschleunigung der
Entwässerungsarbeiten in benachteiligten Gebieten Westirlands" spezifische
Maßnahmen vorgeschlagen, die den besonderen Bedingungen dieser Regionen
Rechnung trugen. Zusammen mit der Beschleunigung der Entwässerungsarbei-
ten in den benachteiligten Gebieten Westirlands hatte der Rat 1978 und 1979
verschiedene der für die Mittelmeerregionen vorgeschlagenen Maßnahmen be-
schlossen, darunter Bewässerungsarbeiten im Mezzogiorno, die Umstellung des
Weinbaus in Mittelmeerregionen Frankreichs und die Entwicklung landwirt-
schaftlicher Beratungsdienste in Italien. Ein Teil der dazu notwendigen Durch-
führungsverordnungen war bereits 1979 erlassen worden, weitere wurden 1980
erlassen bzw. befanden sich im Stadium der Prüfung durch die Kommission.

Seit Beginn des Jahres 1980 werden Investitionsvorhaben im Bereich der Ver-
arbeitung und Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse nur noch geför-
dert, wenn sie sich in Programme einfügen, welche von den Mitgliedstaaten aus-
gearbeitet und von der Kommission genehmigt wurden14.

Nachdem die Wirkung der Strukturrichtlinien von 1972 aufgrund des gebrem-
sten Strukturwandels gering geblieben war und immer geringer zu werden droh-
te, hatte die Kommission im März 1979 Vorschläge zur Weiterentwicklung der
gemeinsamen Agrarstrukturpolitik vorgelegt. Vor allem sollte der Zugang zur
einzelbetrieblichen Förderung entwicklungsfähiger Betriebe nach unten erwei-
tert und gleichzeitig nach oben eine Verschärfung der Prosperitätsschwellen ein-
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geführt sowie der Geltungsbereich des Bergbauernprogramms durch Herabset-
zung der Mindestfläche erweitert und die Förderung im Rahmen dieses Pro-
gramms durch Erhöhung der Ausgleichszulage verbessert werden. Wegen der
geringen Erfolgschancen nicht aufeinander abgestimmter Einzelmaßnahmen in
benachteiligten Gebieten wurde der Versuch unternommen, für solche Gebiete
komplette Programme zu formulieren. Vorgeschlagen wurden „spezifische Ak-
tionsprogramme" (finanziert aus Mitteln der Agrarstrukturpolitik) sowie „inte-
grierte Entwicklungsprogramme" (wegen der Vielfalt der notwendigen Maß-
nahmen gemeinsam finanziert aus dem EAGFL, dem Europäischen Regional-
fonds und dem Europäischen Sozialfonds)15.

Auf der Grundlage der Kommissionsvorschläge kam es 1980 zu einer Reihe
von Einzelentscheidungen. Durch eine Änderung der Richtlinie 268/75 über die
Landwirtschaft in Berggebieten und bestimmten benachteiligten Gebieten vom
24. Juni 1980 wurde der Höchstbetrag der Ausgleichszulage von 50 auf 80 ERE
je Großvieheinheit angehoben und gleichzeitig die Grenze für ihre Gewährung
in Süditalien und den französischen Überseedepartements von 3 auf 2 ha herab-
gesetzt. Die Beteiligung des EAGFL wurde für Italien und Irland von 35 auf
50 % erhöht. Ebenfalls am 24. Juni 1980 verabschiedete der Rat zwei Verord-
nungen über die Beschleunigung der Entwicklung der Landwirtschaft in benach-
teiligten Gebieten von Westirland sowie über die Förderung der Schafhaltung in
Grönland. Über eine Änderung der einzelbetrieblichen Förderung entwick-
lungsfähiger Betriebe kam noch keine Einigung zustande.

Außenbeziehungen und Erweiterung
Die Außenbeziehungen der Gemeinschaft im Agrarbereich standen zunächst
unter dem Eindruck der Entscheidung, das nach dem russischen Einmarsch in
Afghanistan von den Vereinigten Staaten gegenüber der Sowjetunion verhängte
Embargo im Handel mit Agrarerzeugnissen zu unterstützen, d.h. die Lieferun-
gen der Gemeinschaft nicht über deren bisherigen Umfang hinaus auszudehnen.
Nach Abschluß des Wirtschaftsjahres mehren sich Anzeichen dafür, daß dieser
Beschluß nicht voll verwirklicht wurde. Offensichtlich ist es einigen Exporteuren
doch gelungen, ihn auf dem Getreidesektor durch die Lieferung von Verarbei-
tungserzeugnissen (Mehl und Mischfutter) zu unterlaufen16.

Für eine ständige Diskussion sorgte die anläßlich des britischen Beitritts Neu-
seeland zugestandene Möglichkeit, eine gewisse Buttermenge zu Vorzugsbedin-
gungen nach Großbritannien zu liefern. Diese Menge war durch eine Sonderver-
einbarung von 115000 t (1979) auf 950001 (1980) vermindert und gleichzeitig die
Sonderabschöpfung herabgesetzt worden. Versuche, eine bis 1983 befristete
Anschlußregelung zu finden, scheiterten an der Haltung Frankreichs, Däne-
marks und Irlands.

Auf die vielfältigen Probleme, die die EG-Erweiterung im Agrarbereich aus-
löst, kann im Rahmen dieses Übersichtsbeitrages unmöglich eingegangen wer-
den. An konkreten Entscheidungen stand im Rahmen des griechischen Beitritts
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Ende des Jahres die Festsetzung der für Griechenland gültigen Marktordnungs-
preise sowie des im Rahmen der Marktordnungen anzuwendenden Umrech-
nungskurses der Drachme an. Grundsätzlich sollen im Rahmen einer sechsjähri-
gen Übergangszeit die griechischen Preise an diejenigen der Gemeinschaft ange-
paßt und nationale Beihilfen abgebaut werden. Als Ersatz werden schrittweise
die EG-Produktionsbeihilfen für Olivenöl, Hartweizen und Verarbeitungser-
zeugnisse von Obst und Gemüse sowie Zusatzprämien für Baumwolle, Feigen
und Rosinen eingeführt.

Vorschläge zur Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik

Angesichts der zunehmenden Kritik an der Gemeinsamen Agrarpolitik und der
Befürchtung, daß ihre Fortsetzung über kurz oder lang an Grenzen der Finan-
zierbarkeit stoßen wird, brachte das Jahr 1980 eine Reihe von Reformvorschlä-
gen, von denen hier nur diejenigen, die von Organen der Gemeinschaft vorge-
legt wurden, behandelt werden können.

Als erstes ist ein Reformvorschlag zu erwähnen, der von französischen Soziali-
sten unter Leitung des ehemaligen Landwirtschaftsministers Pisani als Entschlie-
ßungsantrag der sozialistischen Fraktion des Europa-Parlaments erarbeitet wur-
de17. Er sieht für Grundnahrungsmittel und Produkte, die auf dem Weltmarkt
abgesetzt werden können, mit der Produktmenge der einzelnen Betriebe gestaf-
felte Preise nach dem in Frankreich früher praktizierten Quantumsystem vor.
Für Produkte, für die der Weltmarkt nicht aufnahmefähig ist, sollte die gesamte
Produktion auf die im Inland und Ausland absetzbare Menge begrenzt werden.
Lediglich im Rahmen erratischer Schwankungen auftretende Überschüsse soll-
ten unter bestehende Preisgarantien fallen, keinesfalls jedoch strukturelle Über-
schüsse. „Neue Erzeugnisse", an denen die EG einen Einfuhrbedarf hat (z.B.
Soja), sollten unter Zurückdrängung bisheriger Importe gefördert werden. Ge-
treide und Substitute sollten bei der Einfuhr in der gleichen Weise behandelt
werden. Zur Stärkung der europäischen Position auf dem Weltmarkt wurde die
Schaffung europäischer Handelsagenturen vorgeschlagen.

Im Dezember 1980 legte die EG-Kommission ein „Strategiepapier"18 vor, des-
sen Leitidee die Beteiligung der Erzeuger an den Kosten der Überschußverwer-
tung durch eine allgemeine Mitverantwortungsabgabe ist. Diese soll umso stär-
ker erhöht werden, je mehr die Produktion steigt und die dadurch anfallende
Mehrproduktion zusätzliche Kosten verursacht. Damit löst sich die Kommission
vollständig von dem noch in ihren Februarvorschlägen vertretenen Konzept, die
zusätzlichen Marktordnungskosten lediglich auf die über eine bestimmte Menge
pro Verarbeitungsbetrieb hinausgehenden Mengen umzulegen.

Ob das von der Kommission empfohlene Konzept die gewünschte Reaktion
hervorzubringen vermag, erscheint zweifelhaft. Werden die Marktordnungs-
preise nicht entsprechend erhöht, so kommt es zu einer Senkung der Erzeuger-
preise. Da aufgrund der produktionstechnischen Bedingungen kaum damit zu
rechnen ist, daß dadurch eine Verminderung der speziellen Intensität ausgelöst
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wird, wäre lediglich eine Verminderung der landwirtschftlichen Einkommen die
unmittelbare Folge. Ein Rückgang der Produktion würde sich — über unterlasse-
ne Investitionen bzw. ein verstärktes Ausscheiden aus der Landwirtchaft — erst
bei Fortsetzung einer solchen Politik über einen langen Zeitraum und entspre-
chend hohe, kumulierte Preissenkungen einstellen. Ob dies durchsetzbar und
angesichts der allgemeinen Beschäftigungslage vertretbar ist, erscheint fraglich.

Im Bereich der Agrarhandelspolitik hofft die Kommission, daß die Verfütte-
rung von Getreidesubstituten und Kraftfutter durch die von ihr vorgeschlagene
Mitverantwortungsabgabe zurückgedrängt werden kann. Anscheinend wird ein
stärkerer Schutz gegenüber Konkurrenzerzeugnissen ins Auge gefaßt. Neben
Selbstbeschränkungsabkommen wie demjenigen mit Thailand, durch das dessen
Tapiokaausfuhren von 5,9 auf 4,5 Mio. t zurückgeführt werden sollen, wird in
langfristigen Abkommen eine Möglichkeit gesehen, nicht nur die wirtschaftli-
chen Interessen der Gemeinschaft in den Beziehungen zu ihren Handelspart-
nern, sondern auch die Aspekte der Sicherheit der Nahrungsmittelversorgung zu
berücksichtigen.

Die in dem „Strategiepapier" der Kommission vorgeschlagene allgemeine
Mitverantwortungsabgabe wurde von den EG-Ausschüssen der Bauernverbän-
de (COPA) und den ländlichen Genossenschaften (COGECA) in einer ersten
Stellungnahme als nicht akzeptabel bezeichnet19. Als Gegenkonzept wird vom
Deutschen Bauernverband für den Milchmarkt eine Kontingentierung der Pro-
duktion bzw. eine Beschränkung der Preisgarantie auf eine bestimmte, pro Be-
trieb festzulegenden Menge vorgeschlagen, der auch COPA den Vorzug zu ge-
ben scheint.

Fischereipolitik

In den seit Jahren festgefahrenen Bemühungen um eine gemeinsame Fischerei-
politik konnte auch das Jahr 1980 keinen Durchbruch bringen. Zunächst schien
sich eine positive Entwicklung abzuzeichnen, nachdem der Rat am 26. März eine
Verordnung über die zulässige Gesamtfangmenge (TAC) für 1980 und eine
„Verordnung für die Aufzeichnung und Übermittlung der Fänge und Flotten der
Mitgliedstaaten in gemeinschaftlichen Gewässern an die Kommission" verab-
schieden konnte. Die getätigten Fänge sollten auf die vom Rat endgültig für 1980
festzulegenden Zuweisungen angerechnet werden. Keine Einigung wurde er-
zielt über die britische Forderung nach einer 12-Seemeilen-Exklusivzo"ne und
Präferenzrechten bis zu 50 Seemeilen20.

Am 29. September einigte sich der Rat über technische Maßnahmen zur Er-
haltung der Fischbestände. Er kam weiterhin überein, auf seiner nächsten Ta-
gung über Vorschläge zu entscheiden, welche die Kommission bereits im Juli für
die Fangquoten des Jahres 1980, für Strukturmaßnahmen sowie für die Revision
der gemeinsamen Marktorganisation vorgelegt hatte. Tatsächlich konnte sich
der Rat am 28. Oktober jedoch nur über eine „Verordnung betreffend die Kon-
trolle der Fischereitätigkeit von Schiffen der Mitgliedstaaten" einigen. Über den
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Kommissionsvorschlag zur Verteilung der Fangquoten für 1980 kam es lediglich
zu einer Aussprache, in der jedoch jede Delegation versuchte, bei der Abwä-
gung der Kriterien (traditionelle Tätigkeiten, Präferenzen zu Gunsten als priori-
tär anerkannter Gebiete, Verluste in den Gewässern von Drittländern) ihre be-
sonderen Interessen durchzusetzen21.

Anfang Oktober konnte zwischen der Kornmission und der norwegischen Re-
gierung eine grundsätzliche Einigung über die gegenseitige Abtretung bestimm-
ter Quoten getroffen werden. Anfang Dezember erfolgte die Paraphierung eines
Fischereiabkommens und eines mittelfristigen Abkommens mit Kanada über die
Gewährung von Fangrechten gegen Marktzugangserleichterungen. Der größte
Teil der ausgehandelten Fangmöglichkeiten sollte der deutschen Hochseefische-
rei zugute kommen.

Da sich der Rat der Außenminister am 30. Mai verpflichtet hatte, „parallel zur
Durchführung der Beschlüsse in den übrigen Bereichen" (Regelung des briti-
schen Finanzierungsbeitrags), „die Beschlüsse zu fassen, die erforderlich sind,
damit spätestens am 1. Januar 1981 eine globale gemeinsame Politik auf dem Ge-
biet der Fischerei in Kraft treten kann"22, kam im weiteren Verlauf alles darauf
an, auf der nächsten Sitzung des Ministerrats für Fischereifragen vom 15. bis 17.
Dezember die notwendige Einigung herbeizuführen. Nach dem Kompromißvor-
schlag der Kommission sollte Großbritannien eine Quote von 36 % der Gesamt-
menge erhalten, Dänemark 24 %, die Bundesrepublik und Frankreich jeweils
13 %, die Niederlande 7 %, Irland 4 % und Belgien 2 %. Eine Einigung scheiter-
te jedoch daran, daß Dänemark auf einer Erhöhung seiner Quote bestand und
durch Sonderforderungen beim Lachs- und Garnelenfang vor Grönland den Ab-
schluß bereits ausgehandelter Verträge mit Drittländern verhinderte. Frank-
reich wollte nicht auf seine historischen Fangrechte in der 12-Meilen-Zone vor
der britischen Küste verzichten, obwohl dieses Gebiet im Rahmen des Kompro-
mißpakets ausschließlich der britischen Nutzung vorbehalten war23.

Für die deutsche Fischerei ergab sich damit insofern eine prekäre Situation, als
durch das Scheitern der Verhandlungen auch die mit Norwegen und Kanada aus-
gehandelten Verträge nicht in Kraft gesetzt werden konnten, die allein einen
Ausgleich für die durch die Einführung der 200-Meilen-Zone entstandenen
Fangverluste hätten erbringen können. Die Anfang 1981 einsetzenden Pro-
testaktionen der deutschen Hochseefischer sind das unmittelbare Ergebnis die-
ser Fehlentwicklung.
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